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Martin Munke  
Vom Scheitern eines Experten 
Georg Leibbrandt im Nationalsozialismus 
Georg Leibbrandt gehörte zu jenen Experten, die ihren Status maßgebli-
cher ihrer Herkunft verdankten. Als Volksdeutscher in der Ukraine gebo-
ren, verschrieb er sich früh völkischem Denken und dem Kampf gegen die 
Bolschewiki. Nach 1933 machte er im NS-Regime Karriere. Er sah seine 
Aufgabe darin, die Völker der Sowjetunion von der bolschewistischen 
Herrschaft zu befreien. Seine Konzepte zielten auf die Auflösung der 
Union, während des Krieges und der Besatzung empfahl er, auf die nati-
onalukrainische Karte zu setzen. Damit scheiterte er. Er gehört zu jener 
nationalsozialistischen Funktionselite, die später der Illusion erlag, selbst 
Opfer gewesen zu sein. Dass wissenschaftliche Erkenntnisse der natio-
nalsozialistischen Eroberungs- und Vernichtungspolitik dienten, versinnbild-
licht die tragische Verbindung, die Wissenschaft und Politik im 20. Jahrhun-
dert eingingen. 
„Für uns Deutsche gilt einzig und allein nur eine Blickrichtung, nämlich die deutsche, 
das heißt die vom deutschen Volk ausgeht und die das deutsche Volk, sein Wesen, sein 
Schicksal, seine Förderung und seinen Schutz als Grundlage und Maxime auch im Rah-
men der Wissenschaft kennt.“1 Der Hauptabteilungsleiter und spätere Ministerialdirek-
tor im Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete (RMO) Georg Leibbrandt wies 
auf der „Osttagung deutscher Wissenschaftler“ im März 1942 in Berlin auf die spezielle 
Auffassung von „Wissenschaftlichkeit“ hin, wie sie für die deutsche „Ostforschung“2 
von den 1920er Jahren bis zum Kriegsende 1945 und sogar darüber hinaus typisch war. 
Diese Forschung hatte eine explizit politische Stoßrichtung: Sie sollte die deutschen 
——— 
  Martin Munke (1984), Historiker, Stellv. Leiter der Abteilung Handschriften, Alte Drucke 
und Landeskunde an der Sächsischen Landesbibliothek – Staats- und Universitätsbibliothek 
Dresden 
 Der vorliegende Beitrag und der in Fußnote 8 zitierte Beitrag „Georg Leibbrandt, Ministerium 
für die besetzten Ostgebiete. Ein gelehrter Radikaler“ entstanden im Rahmen eines von der 
Hanns-Seidel-Stiftung geförderten Promotionsprojektes. 
1  Georg Leibbrandt: Politische Forderungen an die Ostwissenschaft, in: Hauptamt Wissenschaft 
der Dienststelle Rosenberg (Hg.): Ostaufgaben der Wissenschaft. Vorträge auf der Osttagung 
deutscher Wissenschaftler. München 1943, S. 5–17, hier S. 9; der Text ist auch abgedruckt in: 
Georg Leibbrandt (Hg.): Probleme des Ostraumes. Berlin 1942, S. 16–30. 
2  Hans-Christian Petersen: Ostforschung, in: Online-Lexikon zur Kultur und Geschichte der 
Deutschen im östlichen Europa. 2012, <ome-lexikon.uni-oldenburg.de/53916.html>. – Hans-
Christian Petersen, Jan Kusber: Osteuropäische Geschichte und Ostforschung, in: Jürgen El-
vert, Jürgen Nielsen-Sikora (Hg.): Kulturwissenschaften und Nationalsozialismus. Stuttgart 
2008, S. 289–311. 
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Herrschafts- und Territorialansprüche im Osten legitimieren. Zu ihren Grundlagen ge-
hörte als zentrale Kategorie das „Volk“, das entweder kulturalistisch oder biologistisch 
verstanden wurde. Die „Erhaltung und Förderung des deutschen Volkes“3 war das Ziel. 
Der 1899 in Hoffnungsfeld (Torosovo) in der Nähe von Odessa geborene Georg 
Leibbrandt repräsentiert einen Typus von Experten, der genuin politische Interessen 
verfolgte. In der Außenpolitik strebte er die Revision des Versailler Vertrages an, in-
nenpolitisch und gesellschaftlich die Bildung einer „Volksgemeinschaft“. Er war Teil 
jener „politisierten Wissenschaft“, die sich selbst zum „,Einsatz‘ im Rahmen national-
sozialistischer Politik“4 verpflichtete. Leibbrandt gehörte zu jenen Experten, die ihre 
akademische Expertise dort einzubringen versuchten, wo sie politische Verantwortung 
trugen. Da bereits die Prämissen seiner Expertise politisch waren,5 wurde Leibbrandt 
schon von seinen Zeitgenossen nicht als wissenschaftlich argumentierender Fachmann 
wahrgenommen, sondern als ein politisch-ideologisch handelnder Mensch, der jedoch 
seine Position nicht durchsetzen konnte.6 Leibbrandt lässt sich als „gescheiterter Ex-
perte“ charakterisieren. Als Experte ist eine Person zu verstehen, die  
 
Ratsuchenden Zugang zu speziellen Wissensinhalten [vermittelt], über die 
diese selbst nicht verfügen, über deren Bedeutung sie sich aber im Klaren 
sind.7  
 
Leibbrandts Scheitern könnte daran bemessen werden, dass es ihm entweder nicht ge-
lang, sein Wissen zu vermitteln, oder dass dies als nicht relevant erachtet wurde oder 
gar sein Rat nicht gesucht wurde. Dass wissenschaftliche Erkenntnisse der nationalso-
zialistischen Eroberungs- und Vernichtungspolitik dienten, ist unabhängig von 
Leibbrandts Erfolg oder Misserfolg ein Sinnbild für die tragische Verbindung von Wis-
senschaft und Politik im 20. Jahrhundert. 
——— 
3  Zit. nach: Michael Fahlbusch: Wissenschaft im Dienst der nationalsozialistischen Politik? Die 
„Volksdeutschen Forschungsgemeinschaften“ von 1931–1945. Baden-Baden 1999, S. 603. – 
Willi Oberkrome: Volksgeschichte. Methodische Innovation und völkische Ideologisierung in 
der deutschen Geschichtswissenschaft 1918–1945. Göttingen 1993. – Manfred Hettling (Hg.): 
Volksgeschichten im Europa der Zwischenkriegszeit. Göttingen 2003. 
4  Gideon Botsch: „Politische Wissenschaft“ im Zweiten Weltkrieg. Die „Deutschen Auslands-
wissenschaften“ im Einsatz 1940–1945. Mit einem Geleitwort von Peter Steinbach. Paderborn 
u.a. 2006, S. 14. 
5  Dabei machte Leibbrandt früheren wissenschaftlichen Beschäftigungen mit den von ihm be-
handelten Themen denselben Vorwurf, nämlich „zweckbestimmt“ gewesen zu sein; vgl. 
[Georg Leibbrandt]: Vorwort, in: Probleme des Ostraumes [Fn. 1], S. 5f., hier S. 5.  
6  Heinrich Himmler charakterisierte ihn als eine Art Klientelpolitiker, der „mit dem Herzen bei 
den Ukrainern“ sei; Jürgen Matthäus, Frank Bajohr (Hg.): Alfred Rosenberg. Die Tagebücher 
von 1934 bis 1944. Frankfurt/Main 2015, S. 470. – An anderer Stelle warf er Leibbrandt „Hu-
manitätsduselei“ vor; Himmler an Rosenberg, 16.6.1943, Staatsarchiv Nürnberg, 2638/I, fol. 
207. 
7  Margit Szöllösi-Janze: Der Wissenschaftler als Experte. Kooperationsverhältnisse von Staat, 
Militär, Wirtschaft und Wissenschaft, 1914–1933, in: Doris Kaufmann (Hg.): Geschichte der 
Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft im Nationalsozialismus. Bestandsaufnahme und Perspektiven 
der Forschung, Erster Band. Göttingen 2000, S. 46–64, Zitat S. 47. 
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II.  
Einen ersten Bezugspunkt für sein Selbstverständnis als Experte bildete für Leibbrandt 
seine Herkunft als „Russlanddeutscher“.8 Er gehörte zu den zahlreichen „Ostdeut-
schen“, die in den verschiedenen Dienststellen Alfred Rosenbergs wie dem Außenpo-
litischen Amt der NSDAP (APA) und im Reichsministerium für die besetzten Ostge-
biete Karriere machten. Rosenberg stammte aus Reval (heute Tallinn). Leibbrandt ver-
brachte seine weiterführende Schulzeit in Dorpat/Tartu, Werro/Võru und Odessa. Er 
kannte neben der Ukraine auch das Baltikum aus eigener Anschauung. Während des 
Russischen Bürgerkriegs flüchtete er 1919 nach Deutschland. Zuvor war er bereits erst-
mals als „Experte“ im weiteren Sinne tätig geworden: als Dolmetscher für deutsche 
Besatzungstruppen, denen es an den entsprechenden Sprachkenntnissen mangelte. 
Leibbrandt sprach außer Deutsch Russisch und Ukrainisch, später kamen Englisch und 
Französisch dazu. In seiner Jugend liegen die Wurzeln seines strikten Antibolschewis-
mus, der den Kern seiner Weltanschauung bildete: Seine starke nationale und religiöse 
Überzeugung, die er in der Familie vermittelt bekommen hatte, ließen ihn zunächst für 
die deutschen Truppen und dann im „Selbstschutz“ der bäuerlichen Bevölkerung gegen 
die „Rote Armee“ tätig werden, die er als Vertreterin der antinationalen und antireligi-
ösen Ideologie begriff.9 Der gewaltsame Tod einiger Familienmitglieder, die Opfer der 
Stalinschen Säuberungen und der Umsiedlungen wurden, verstärkte Leibbrandts anti-
bolschewistische Haltung. 
In den 1920er Jahren absolvierte er ein Studium der Theologie, Geschichte und Philo-
sophie in Tübingen, Marburg und Leipzig. Es folgten Aufenthalte in Paris und London. 
Die Promotion schloss er 1927 in Leipzig beim Historiker und Reichstagsabgeordneten 
für die DDP Walter Goetz mit einer Arbeit über die schwäbische Auswanderung nach 
Russland ab. Das Thema stand in engem Zusammenhang mit Leibbrandts Familienge-
schichte.10 Während und nach einer Tätigkeit als freier Mitarbeiter von Goetz am For-
schungsinstitut für Kultur- und Universalgeschichte unternahm Leibbrandt For-
schungsreisen nach Kanada, in die USA, die Sowjetunion und die Schweiz – finanziert 
mit Stipendien der Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft (1926/27) und der Ro-
ckefeller-Foundation (1931–1933). Kurzzeitig war er außerdem als Hilfskraft bei der 
Stiftung für deutsche Kultur- und Volksbodenforschung (1928) und am Potsdamer 
Reichsarchiv (1929–1931) beschäftigt. Hier untersuchte er jeweils Fragen des „Aus-
landsdeutschtums“. Seine wissenschaftliche Publikationstätigkeit bezog sich auf dieses 
——— 
8  Zur Biografie die erste ausführlichere Skizze (leider teilweise unzuverlässig) Eric J. Schmaltz: 
Georg Leibbrandt, in: Ingo Haar, Michael Fahlbusch (Hg.): Handbuch der völkischen Wissen-
schaften. Personen – Institutionen – Forschungsprogramme – Stiftungen. Unter Mitarbeit von 
Matthias Berg. München 2008, S. 370–373. – Martin Munke: Georg Leibbrandt, Ministerium 
für die besetzten Ostgebiete. Ein gelehrter Radikaler, in: Hans-Christian Jasch, Christoph 
Kreutzmüller (Hg.): Die Teilnehmer. Die Männer der Wannsee-Konferenz. Berlin 2017, 
S. 213–226.  
9  Georg Leibbrandt: Meine Erinnerungen. Maschinenschriftliches Manuskript im Nachlass, 
1968, hier S. 6–11. 
10  Georg Leibbrandt: Die Auswanderung aus Schwaben nach Rußland 1816–1823. Ein schwä-
bisches Zeit- und Charakterbild. Stuttgart 1928. 
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Themenfeld, sie umfasste neben der Doktorarbeit zwei Quelleneditionen und einige 
Aufsätze.11 
Insgesamt war Leibbrandt kaum zehn Jahre wissenschaftlich tätig und trat nicht promi-
nent hervor.12 Im Vorwort zur Edition historischer Berichte der Gemeindeämter deut-
scher Kolonien in der Ukraine formulierte er das Ziel, die Zusammenstellung solle 
„beim Deutschen selbst Liebe zu seinem Volkstum und Interesse für die Geschichte 
des Kolonistentums fördern helfen“13. Auch bilde das Werk einen „wohl nicht unwe-
sentlichen Beitrag zur Erforschung der kolonisatorischen Fähigkeiten der Deutschen“.14 
Es erschien als Auftakt zu einer neuen Publikationsreihe des Deutschen Auslands-In-
stituts (DAI) in Stuttgart, die „Dokumente des Auslandsdeutschtums“ sammeln und die 
„Kulturleistungen der Auslandsdeutschen“15 darstellen sollte. Schon als Student hatte 
Leibbrandt sich in dieser Weise engagiert, als er einen Beitrag zu den „völkischen 
Pflichten“ der christlichen Studentenverbindung Wingolf publizierte.16 Auch war er 
Mitglied in Organisationen wie dem „Hochschulring Deutscher Art“, der „Vereinigung 
auslandsdeutscher Studierender“ in Leipzig und dem „Verein Deutscher Studierender 
Kolonisten“ in Tübingen.17 Berichte über den gegenwärtigen Zustand der deutschen 
Minderheiten in der Sowjetunion leitete er nach der Rückkehr von einer Forschungs-
reise 1927 dem Auswärtigen Amt zu.18 
Im Auftrag des Reichsarchivs trug Leibbrandt das Material für den dritten Band der 
Quellenreihe des Deutschen Auslands-Instituts zusammen, in dem er gemeinsam mit 
dem späteren Berliner Ordinarius für Neuere Geschichte Fritz Dickmann Akten zu den 
Auswanderungsbewegungen des 19. Jahrhunderts aufbereitete.19 Handelte es sich hier-
——— 
11  Georg Leibbrandt: Forschungen zur Geschichte des deutschen Volkstums in Russland, in: Ar-
chiv für Kulturgeschichte, 1/1930, S. 82–94. – Ders.: The Emigration of the German Menno-
nites from Russia to the United States and Canada in 1873–1880, I, in: The Mennonite 
Quarterly Review, 10/1932, S. 205–226; II, in: Ebd., January 1933, S. 5–41.  
12  Martin Bunkert: Die Ostwissenschaften im Dritten Reich, Teil I: Zwischen Verbot und Duldung. 
Die schwierige Gratwanderung der Ostwissenschaften zwischen 1933 und 1939. Wiesbaden 
2000, S. 495. Bunkert schreibt, Georg Leibbrandt habe ein Habilitationsvorhaben zum „deut-
schen Einfluss auf die Staatlichkeit Russlands im 18. und 19. Jahrhundert“ beim Berliner Osteu-
ropahistoriker Hans Uebersberger verfolgt. Das ist falsch. Es handelte sich dabei um Leibbrandts 
jüngeren Bruder Gottlieb; Bundesarchiv (BArch) Berlin Lichterfelde, R 153/1233. Sein Doktor-
vater Goetz schlug ihn 1931 als Kandidaten für den Posten des Generalsekretärs der Deutschen 
Gesellschaft zum Studium Osteuropas vor. Damit konkurrierte er mit Klaus Mehnert; Otto 
Hoetzsch an Friedrich Schmidt-Ott, 24. Februar 1931, in: Gerd Voigt: Otto Hoetzsch, 1876–
1946. Wissenschaft und Politik im Leben eines deutschen Historikers. Berlin [Ost] 1978, S. 331–
334, hier S. 333. – Leibbrandt, Erinnerungen [Fn. 9], S. 53. 
13  Georg Leibbrandt: Die deutschen Kolonien in Cherson und Bessarabien. Berichte der Gemeinde-
ämter über Entstehung und Entwicklung der lutherischen Kolonien in der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts. Stuttgart 1926, S. 5. Auch seine Dissertation erschien in einer Reihe des DAI. 
14  Leibbrandt, Die deutschen Kolonien [Fn. 13], S. 5. 
15  Ebd., S. 3f. 
16  Georg Leibbrandt: Völkische Pflichten für den Wingolf, in: Festschrift Leipziger Wingolf 
1865–1925. Leipzig 1925, S. 19–23.  
17  BArch, VBS 1027-ZC 14364 A.02 Leibbrandt, Georg. 
18   „Die gegenwärtige Lage der Deutschen Kolonisten im Schwarzmeergebiet“, März 1927, in: 
Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes (PA AA), R 60201. 
19  Georg Leibbrandt, Fritz Dickmann (Hg.): Auswanderungsakten des Deutschen Bundestags 
(1817–1866) und der Frankfurter Reichsministerien (1848/49). Stuttgart 1932. 
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bei zumindest äußerlich um ein auch heute den wissenschaftlichen Standards genügen-
des Verzeichnis mit Inhaltsangaben und umfassendem Anmerkungsapparat, so atmet 
der Kommentar zu den Quellen den Geist der Zeit. Es gehe darum, die Bedeutung des 
„Auslandsdeutschtums“ darzustellen und einen Beitrag dazu zu leisten, dass die aktu-
elle deutsche Außenpolitik es berücksichtige. Er hob die mit Auswanderern verbunde-
nen Beispiele „deutschen Fleißes“ hervor und betonte die Auswanderung als „Natio-
nalangelegenheit“.20 
Paradigmatisch ist Leibbrandts redaktionelle Mitarbeit am „Handwörterbuch des 
Grenz- und Auslandsdeutschtums“, einem zentralen Projekt der Volks- und Kulturbo-
denforschung der Zwischenkriegszeit mit ihrer Verbindung von „Volk“ und „Raum“.21 
Hier trat das charakteristische Verhältnis von wissenschaftlicher Expertise und Politik 
nach 1933 zutage: Hier trafen Politiker mit einer Weltanschauung, die so eklektisch 
war, dass sie verschiedene Strömungen integrieren konnte, auf Wissenschaftler, die 
sich bereitwillig in den Dienst der Politik stellen ließen. Beide Milieus tauschten be-
reitwillig ihre Ressourcen aus.22 Auch Leibbrandt passte sich an, wie seine Tätigkeit ab 
1933 zeigte.  
III. 
Bis in die 1930er Jahre scheint Leibbrandt keine persönliche Berührung mit der natio-
nalsozialistischen Bewegung gehabt zu haben. Das Außenpolitische Amt der NSDAP, 
das im April 1933 gegründet worden war, um die Außenpolitik auf Parteiinteressen 
auszurichten, wurde durch Leibbrandts Arbeit zu „Volkstumsfragen“ auf ihn aufmerk-
sam. Auf Vermittlung Hjalmar Schachts wurde er im APA bei Rosenberg vorstellig.23 
Als der „Chefideologe“ des nationalsozialistischen Regimes eine weitgehende Über-
einstimmung hinsichtlich der ostpolitischen Konzeptionen feststellte, bot er Leibbrandt 
die Leitung der Abteilung „Naher Osten“ (später: „Amt Osten“) des Amtes an. Voraus-
setzung war der Beitritt zur NSDAP. Leibbrandt stellte zwei Anträge: einen am 20. Juni 
in Berlin, einen am 17. September über die Ortsgruppe Genf. Erst auf Intervention Ro-
senbergs in der Parteikanzlei wurde dem Antrag am 30. September stattgegeben und 
Leibbrandt rückwirkend zum 1. Juli 1933 in die NSDAP aufgenommen.24 Seinen Posten 
im APA trat er im Oktober an. Wenn Leibbrandt später eine Tätigkeit für die Partei 
schon vor 1933 angab, wollte er seine eigene Stellung stärken.25 Sein Eintritt in die 
NSDAP war ein Mittel zum Zweck der Karriere und der Umsetzung seiner politischen 
Vorstellungen. 
——— 
20  Ebd., S. 2f. 
21  Agnes Laba: Stiftung für deutsche Volks- und Kulturbodenforschung, Leipzig, in: Online-
Lexikon [Fn. 2], 2012, <ome-lexikon.uni-oldenburg.de/53872.html>.  
22  Mitchell G. Ash: Wissenschaft und Politik als Ressourcen für einander, in:  Rüdiger vom 
Bruch, Brigitte Kaderas (Hg.): Wissenschaften und Wissenschaftspolitik. Bestandsaufnahmen 
zu Formationen, Brüchen und Kontinuitäten im Deutschland des 20. Jahrhunderts. Stuttgart 
2002, S. 32–51, bes. S. 41–43. 
23  Institut für Zeitgeschichte München, Zeitzeugenschrifttum, ZS 636, Bl. 14. 
24  Er hatte die Mitgliedsnummer 1 976 826 Parteiakte, BArch, R 9361-V/26888 (ehem. BDC, 
VBS 1, N 0080). 
25  Vgl. den Antrag auf Verleihung des „Ehrenzeichens für deutsche Volkspflege 1. Stufe“ an 
Leibbrandt, Rosenberg an Heß, 26.3.1941, BArch, NS 8/185. 
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Im APA verstand sich Leibbrandt als der Osteuropaexperte schlechthin. Er hatte mit 
einigen Widerständen zu kämpfen, die u.a. aus dem vielbeschriebenen „Ämterchaos“ 
des NS-Regimes,26 aber auch mit Leibbrandts Persönlichkeit zusammenhängen dürften. 
So erscheint er als sendungsbewusster, von sich überzeugter Mensch, der nahezu alle 
mit dem „Osten“ in ideologischer und „volkstumspolitischer“ Hinsicht verbundenen 
Kompetenzen in seiner Hand konzentrieren wollte und dabei wenig diplomatisch vor-
ging. Seine fehlende Verwaltungserfahrung war ein großer Nachteil. Das Bild, das die 
Forschungsliteratur von ihm zeichnet, ist meist wenig schmeichelhaft. So schildert 
Walter Laqueur ihn als Dilettanten, der von seiner Aufgabe überfordert gewesen sei.27 
In vielen Untersuchungen einschlägiger Themen, etwa der Wannsee-Konferenz am 
20. Januar 1942, spielt Leibbrandt keine Rolle.28 Ähnlich verhält es sich mit Zeugnissen 
aus seinem Arbeitsumfeld. Das politische Tagebuch Rosenbergs enthält nur wenige 
Einträge mit Bezug auf ihn.29 Dies relativiert Leibbrandts Auffassung von seiner eige-
nen Bedeutung. Er hatte behauptet, Rosenberg habe im Hinblick auf die Überlegungen 
zur Besatzungspolitik gesagt, dass er gemeinsam mit Leibbrandt zurücktreten werde, 
wenn sie die eigene Konzeption nicht durchsetzen könnten.30 Nichtsdestotrotz kann 
Leibbrandt, verglichen mit dem übrigen Personal des APA, als „einer der wenigen 
wirklichen Experten [. . .] und nächst dem Amtschef wichtigste Vordenker“31 der Ein-
richtung gelten. Seine Tätigkeiten im Amt und später im Ostministerium bewegten sich 
zumindest publizistisch jenseits der Felder, in denen er vor 1933 tätig gewesen war. Er 
verfasste nun Propagandapublikationen wie die Schriftenreihe „Bolschewismus“ und 
Artikel für den „Völkischen Beobachter“ und die „Nationalsozialistischen Monats-
hefte“, die sich hauptsächlich der vermeintlichen Verbindung von „Judentum“ und 
„Bolschewismus“ widmeten. Im Geiste dieses antisemitisch geprägten „Antibolsche-
wismus“ verfasste er unzählige Vorlagen, Denkschriften und Reden für Rosenberg.32  
——— 
26  Peter Hüttenberger: Nationalsozialistische Polykratie, in: Geschichte und Gesellschaft, 4/1974, 
S. 417–442. – Zur Rolle des APA Ernst Piper: Alfred Rosenberg. Hitlers Chefideologe. Mün-
chen 2007, S. 285–322. 
27  Walter Laqueur: Deutschland und Russland. Übers. und leicht gekürzt von K.H. Abshagen. 
Berlin [West] 1965, S. 231.  
28  Zwar steht er an zweiter Stelle der Teilnehmerliste, aber seine inhaltliche Rolle scheint mar-
ginal gewesen zu sein, denn die Historiographie erwähnt ihn nur rudimentär; Norbert Kampe, 
Peter Klein (Hg.): Die Wannsee-Konferenz am 20. Januar 1942. Dokumente, Forschungs-
stand, Kontroversen. Köln, Weimar, Wien 2013. 
29  Matthäus, Bajohr, Tagebücher [Fn. 6]. Auch in den „letzten Aufzeichnungen“ Rosenbergs gibt 
es keinen Hinweis auf Leibbrandt, selbst wenn es um Vorgänge geht, die diesen direkt betra-
fen; Alfred Rosenberg: Letzte Aufzeichnungen. Ideale und Idole der Nationalsozialistischen 
Revolution. Göttingen 1955, S. 201–205, 212–217, 303–305. 
30  Georg Leibbrandt: Ergänzungen zu den Erinnerungen. Maschinenschriftliches Manuskript im 
Nachlass, um 1970, S. 13. 
31  Piper, Rosenberg [Fn. 26], S. 292. – Hans-Adolf Jacobsen: Nationalsozialistische Außenpoli-
tik 1933–1938. Frankfurt/Main, Berlin 1968, S. 61 u.a.  
32  Martin Munke: Gemeinsam gegen den Bolschewismus. Ideen und Konzepte einer „Neuen 
Ordnung“ für Europa im Nationalsozialismus, in: Andra-Octavia Draghiciu, Fabienne Gou-
verneur, Sebastian Sparwasser (Hg.): „Bewegtes Mitteleuropa“. Beiträge zur internationalen 
Doktorandenkonferenz des Doktoratskollegs der Fakultät für Mitteleuropäische Studien an der 
Andrássy Universität Budapest. Herne 2014, S. 63–103, hier S. 75f. – Martin Munke: Russ-
landbilder im Nationalsozialismus – Hitler, Goebbels, Rosenberg, in: Ostblicke, 4/2013, 
<http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:101:1-2014020712872>, S. 43–66, hier S. 62f. 
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In politisch-praktischer Hinsicht konnte sich Leibbrandt gegen die Konkurrenten im 
NS-Herrschaftssystem, vor allem in Goebbelsʼ Propagandaministerium und in Heinrich 
Himmlers SS-Apparat kaum durchsetzen. Dies gilt auch für seinen Versuch, ein spezi-
fisches Sowjetunion-Bild im „Dritten Reich“ zu prägen. Seine Publikationstätigkeit 
entfaltete im Vergleich zu den Veröffentlichungen der vom Propagandaministerium fi-
nanzierten „Antikomintern“ keine Breitenwirkung. Die Konkurrenz äußerte sich auch 
auf der persönlichen Ebene: Goebbels verbot 1935/36 den Angehörigen seines Minis-
teriums gar den Kontakt zu Leibbrandt.33  
Leibbrandts umfassender Expertenanspruch über den eigenen Studienbereich hinaus 
mag für Selbstüberschätzung sprechen. Seine politischen Aktivitäten konzentrierten 
sich vor allem auf die Ukraine. „[I]nsbesondere in der Ukrainefrage“ könnte er so tat-
sächlich als „ein ausgesprochener Fachmann“34 bezeichnet werden. Leibbrandt hielt 
ausgiebigen Kontakt mit verschiedenen Organisationen der Exilukrainer, was Goebbels 
scharf kritisierte, beschäftigte entsprechende Mitarbeiter und umgab sich wie Rosen-
berg mit Experten aus der Region sowie solchen, die über Expertise über die Region 
verfügten und die in den 1920er Jahren im nationalkonservativen oder nationalistischen 
Spektrum aktiv gewesen waren.35 Dazu zählte der Diplomat und Jurist Otto Bräutigam, 
der als Generalkonsul in Charkiv und Odessa gewirkt und damals Leibbrandt kennen-
gelernt hatte.36  
Im Umfeld dieser Gruppe wurde eine von den üblichen nationalsozialistischen Ostkon-
zeptionen abweichende Vorstellung vertreten, die auf eine „Dekomposition“, also die 
Auflösung der Sowjetunion in ihre verschiedenen „nationalen Bestandteile“, abzielte. 
Besonders eine unabhängige Ukraine sollte als Verbündeter des Großdeutschen Rei-
ches fungieren.37 Während des Krieges gegen die Sowjetunion und der Besatzungspo-
litik sollten derartige Vorstellungen jedoch ohne Wirkung bleiben. Hier galt Adolf Hit-
lers Weisung einer „höchstmöglichen Ausnutzung der vorgefundenen Vorräte und 
Wirtschaftskapazitäten“ – entgegen der Vorstellung Leibbrandts und Bräutigams, der 
„Krieg gegen die Sowjetunion [sei] ein politischer Feldzug, kein wirtschaftlicher Raub-
zug“.38 Vor allem setzte sich der Reichskommissar der Ukraine Erich Koch durch, der 
die Weisungen seines nominellen Vorgesetzten Rosenberg beharrlich ignorierte und 
——— 
33  Laqueur, Deutschland und Russland [Fn. 27], S. 209–236, bes. S. 212f., 230–232. – Munke, 
Gemeinsam gegen den Bolschewismus [Fn. 32], S. 71–76. 
34  Piper, Rosenberg [Fn. 26], S. 535. 
35  Frank Golczewski: Deutsche und Ukrainer 1914–1939. Paderborn u.a. 2010, bes. S. 667–672, 
712–721, 724–728. – Frank Grelka: Die ukrainische Nationalbewegung unter deutscher Be-
satzungsherrschaft 1918 und 1941/42. Wiesbaden 2005, S. 132–135, 152f., 162–165. 
36  Heinz Schneppen: Generalkonsul a.D. Dr. Otto Bräutigam. Widerstand und Verstrickung. 
Eine quellenkritische Untersuchung, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, 60/2012, 
S. 301–330. 
37  Ingeborg Fleischhauer: Das Dritte Reich und die Deutschen in der Sowjetunion. Stuttgart 
1983, S. 79–82. – Andreas Zellhuber: „Unsere Verwaltung treibt einer Katastrophe zu . . .“. 
Das Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete und die deutsche Besatzungsherrschaft in 
der Sowjetunion 1941–1945. Stamsried 2006, S. 258–263. – Piper, Rosenberg [Fn. 26], 
S. 509–512.  
38  Beide Zitate nach: Susanne Heim u.a. (Hg.): Die Verfolgung und Ermordung der europäischen 
Juden durch das nationalsozialistische Deutschland 1933–1945. Bd. 8: Sowjetunion mit an-
nektierten Gebieten II. Bearbeitet von Bert Hoppe; Mitarbeit: Imke Hansen, Martin Holler. 
Berlin/Boston 2016, S. 18.  
114 Martin Munke 
ein brutales Unterdrückungsregime errichtete.39 Zwar gab es auf der Leitungsebene des 
Ostministeriums einige Versuche, zu einer anderen Besatzungspolitik zu gelangen.40 
Als mögliche Verbündete zur Durchsetzung ihres Konzepts hatten Rosenberg und 
Leibbrandt Angehörige der Wehrmacht um den Generalquartiermeister Eduard Wagner 
ausgemacht.41 Im Oktober 1942 hielt sich Leibbrandt zu Konsultationen beim Ober-
kommando der Wehrmacht auf.42 Auf seine und Wagners Initiative fand am 18. De-
zember 1942 ein Treffen mit hochrangigen Vertretern beider Seiten statt.43 Ein Ende 
Januar/Anfang Februar 1943 von Leibbrandt, dem OKH und der Wehrmachtpropa-
ganda verhandeltes „Reformprogramm“, das Rosenberg Hitler am 8. Februar vorlegte, 
stieß nicht auf dessen Zustimmung.44 
Selbst nach dem „gemäßigteren“ Programm des Ostministeriums hätte die Ukraine ein 
Satellitenstaat werden sollen, der unter nationalsozialistischer Oberherrschaft für deut-
sche Interessen hätte ausgebeutet werden sollen.45 Zu diesen Plänen trugen nicht zuletzt 
(sozial-)wissenschaftliche Experten entscheidend bei.46 
Eine wichtige Rolle in der „Dekompositionstheorie“ sollten die Russlanddeutschen 
spielen. Hier konnte Leibbrandt zunächst einige Erfolge erzielen, etwa den unter seiner 
Ägide vollführten Zusammenschluss und somit die „Gleichschaltung“ der unterschied-
lichen Vereinigungen von Deutschen mit Wurzeln in Russland bzw. der Sowjetunion, 
die im Reich tätig waren, im „Verband der Deutschen aus Russland“.47 Leibbrandt ver-
folgte mit der Gründung dieser Vereinigung das Ziel, die im Reich lebenden Russland-
deutschen zu erfassen und zu kontrollieren. Anschließend sollten sie auf zukünftige 
——— 
39  Ralf Meindl: Ostpreußens Gauleiter. Erich Koch – eine politische Biographie. Osnabrück 
2007. – Zellhuber, Verwaltung [Fn. 37], S. 263–278. 
40  Hans Umbreit: Die deutsche Herrschaft in den besetzten Gebieten 1942–1945, in: Das Deut-
sche Reich und der Zweite Weltkrieg, Bd. 5/2. Stuttgart 1999, S. 3–272, hier: S. 60. – Bernd 
Wegner: Der Krieg gegen die Sowjetunion 1942/43, in: Ebd., Bd. 6. Stuttgart 1993, S. 761–
1102, hier S. 921f. – Munke, Georg Leibbrandt [Fn. 8], S. 219f. 
41 Wagner beging 1944 nach dem Attentat vom 20. Juli Selbstmord, war zuvor allerdings an 
Kriegsverbrechen v.a. im Zusammenhang mit der Hungerpolitik gegenüber Zivilisten und 
Kriegsgefangenen beteiligt; Roland Peter: General der Artillerie Eduard Wagner, in: Gerd R. 
Ueberschär (Hg.): Hitlers militärische Elite. 68 Lebensläufe. Darmstadt 32015, S. 534–540.  
42 Matthäus, Bajohr, Tagebücher [Fn. 6], S. 451 (Sammeleintrag vom 13. bis 15. Oktober 1942). 
43 Vgl. das Programm in BArch, R6/6, Bl. 76. 
44 Timothy Patrick Mulligan: The Politics of Illusion and Empire. German Occupation Policy in 
the Soviet Union, 1942–1943. New York, NY 1988, S. 49–51. – Leibbrandt, Erinnerungen 
[Fn. 9], S. 157f. 
45  Piper, Rosenberg [Fn. 26], S. 292, sieht darin eine taktische Haltung. Das scheint mir für 
Leibbrandt nicht zuzutreffen, wie seine Haltung zur Karpatenukraine/Transkarpatien 1938/39 
zeigt. Das Gros der NS-Außenpolitiker im Auswärtigen Amt, Dienststelle Ribbentrop und 
APA lavierte, Leibbrandt dagegen wollte „auf die ukrainische Karte [. . .] setzen“; 
Golczewski, Deutsche und Ukrainer [Fn. 35], S. 853. Auch in Leibbrandts publizistischen 
Äußerungen wird deutlich, dass er der Ukraine in Bezug auf die (ost)europäische Geschichte 
und Politik gerade in der Auseinandersetzung mit (groß)russischen Ansprüchen einen Eigen-
wert beimaß; Leibbrandt, Politische Forderungen [Fn. 1], S. 8f. 
46  Lutz Raphael: Radikales Ordnungsdenken und die Organisation totalitärer Herrschaft. Welt-
anschauungseliten und Humanwissenschaftler im NS-Regime, in: Geschichte und Gesell-
schaft, 1/2001, S. 5–40. – Zum Zusammenhang von „Ordnung“ und „Planung“ als Struktur-
merkmalen in der Geschichte des 20. Jahrhunderts Dirk van Laak: Planung. Geschichte und 
Gegenwart des Vorgriffs auf die Zukunft, in: Ebd., 34/2008, S. 305–326.  
47  Fleischhauer, Das Dritte Reich [Fn. 37], S. 48f. Dort auch die folgenden Zitate. 
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politische Aufgaben im „europäischen Osten“ vorbereitet werden. Weiterhin strebte 
Leibbrandt an, „die seiner Meinung nach in den Kreisen nationalsozialistischer Amts-
träger [herrschende Unklarheit] über Bestand, Wert und Bedeutung des Russland-
deutschtums“ zu beseitigen. Leibbrandt vertrat die Meinung, besonders Hitler und 
Himmler unterschätzten die Möglichkeiten, die eine Inanspruchnahme der als „bol-
schewisiert“ und „für das Deutschtum verloren[en]“ Emigranten böten. Vor allem „un-
terschätzten“ sie, so glaubte er, die „‚volksbiologische Kraft‘ dieser Volksgruppe, die 
sich dank ihrer hohen ,natürlichen Reproduktionswerte‘ und ihrer äußersten An-
spruchslosigkeit auch nach schweren Schicksalsprüfungen immer wieder als ein wert-
volles kolonisatorisches Element ,des Ostens‘ erwiesen habe“. Leibbrandts Versuche, 
seinen Bruder Gottlieb als Geschäftsführer des VDR durchzusetzen, scheiterten aller-
dings.48 Im weiteren Verlauf gelangte die „Volkstumsarbeit“ nahezu vollständig unter 
die Kontrolle von Himmler als späterem „Reichskommissar für die Festigung deut-
schen Volkstums“, der diese Aktivitäten durch seinen engen Mitarbeiter Werner Lorenz 
in der „Volksdeutschen Mittelstelle“ bündeln ließ.49 Das Feld des „politischen Einsat-
zes“ der Russlanddeutschen, auf dem Leibbrandt seine Expertise mit größter Berechti-
gung in die Waagschale hätte werfen können, war ihm aufgrund seiner mangelnden 
politischen Durchschlagskraft bald verschlossen. 
IV. 
Der Anspruch der wissenschaftlichen Untermauerung dieser Aktivitäten lässt sich ein-
ordnen in das Umfeld der Volks- und Kulturbodenforschung, wie sie in den „Volks-
deutschen Forschungsgemeinschaften“ (VFG) betrieben wurde.50 Die hier konzentrierte 
Forschung trug in ihrer vermeintlich historischen Begründung deutscher Herrschafts- 
und Territorialansprüche sowie der mit modernen Methoden51 durchgeführten Erfas-
sung „volksdeutscher“ Bevölkerungsgruppen einerseits dazu bei, herrschaftsstabilisie-
rendes Denken zu etablieren.52 Andererseits konnten die Ergebnisse der Volks- und 
Kulturbodenforschung als Vorbereitung und Unterstützung des Vorrückens der deut-
schen Wehrmacht und für die Vernichtung der Juden und anderer ethnischer Gruppen 
durch die Einsatzgruppen herangezogen werden. 
Ausgangspunkt im Fall Leibbrandts bildeten dessen Studienreisen Ende der 1920er 
Jahre. Auf der Grundlage seiner Privatsammlung von Dokumenten und Archivalien zu 
den Russlanddeutschen – Originale und Kopien von Gemeinde- und Ortschroniken, 
——— 
48  Martin Munke: Zwischen Russland, Deutschland und Nordamerika. Russlanddeutsche Identi-
tätsmuster im „kurzen“ 20. Jahrhundert am Beispiel von Georg und Gottlieb Leibbrandt, in: 
Victor Dönninghaus, Jannis Panagiotidis, Hans-Christian Petersen (Hg.): Russlanddeutsche in 
einem vergleichenden Kontext. Neue Perspektiven der Forschung. Berlin 2017. 
49  Fleischhauer, Das Dritte Reich [Fn. 37], S. 53–60. – Frank Görlich: Volksdeutsche Mittelstelle 
(VoMi), in: Online-Lexikon [Fn. 2], 2014, <ome-lexikon.uni-oldenburg.de/55550.html>. 
50  Fahlbusch, Wissenschaft im Dienst [Fn. 3]. – Martin Munke: Nord- und Ostdeutsche For-
schungsgemeinschaft (NOFG), in: Online-Lexikon [Fn. 2], 2015, <ome-lexikon.uni-olden-
burg.de/p32801>. 
51  So Oberkrome, Volksgeschichte [Fn. 3], trotz mancher Kritik an dieser Interpretation. 
52  Jan Eckel: Herrschaftsstabilisierende Denkmuster in der Geschichtswissenschaft während des Na-
tionalsozialismus. Eine Skizze der Voraussetzungen, Formen und Entwicklungen, in: Käte Mayer-
Drawe, Kristin Platt (Hg.): Wissenschaft im Einsatz. Paderborn, München 2007, S. 74–91. 
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Kirchen- und Tagebüchern, Kalendern, Flugblättern und Memoiren – sollte zunächst 
ein Editionsprojekt erfolgen. 1937/38 hatte Leibbrandt das Material dem Geographen 
Emil Meynen übergeben, den er Anfang der 1930er Jahre als Rockefeller-Stipendiat in 
den USA kennengelernt hatte. Meynen zählte zu den Begründern einer „völkischen 
Geographie“, die das Volk als „schicksalsgebundene Lebensgemeinschaft“ in den 
Mittelpunkt des Erkenntnisinteresses rückte.53 
Auch wenn Meynen, der später in der Bundesrepublik Deutschland Direktor des Insti-
tuts für Landeskunde werden sollte, während seiner Internierung nach 1945 gegenüber 
den Alliierten angab, diese „völkische Geographie“, für die Anfang 1939 eine Arbeits-
stelle eingerichtet worden war, habe „wissenschaftlich kritische[n]“ Charakter und eine 
„streng wissenschaftliche Dokumentenform“54 gehabt, wurden im Rahmen der „Samm-
lung Georg Leibbrandt“ (SGL) zahlreiche für das NS-Regime wichtige „volkspoliti-
sche Arbeiten“ geleistet, die „nur für den Dienstgebrauch“ angefertigt wurden und das 
Projekt in der Selbstwahrnehmung zur „zentralen Forschungsstelle für das Deutschtum 
Osteuropas“55 machten. Dazu gehörten  
 
die Anfertigung einer Ortskartei aller deutschen Siedlungen in der Sowjet-
union mit Angaben über die jeweilige Bevölkerungszusammensetzung und 
die topographische Festlegung dieser Siedlungen auf sowjetischen Karten 
von 1926, 1938 und 1939 [sowie] [e]ine[r] „Völkerkarte“ der Sowjetunion, 
die nach der Volkszählung von 1926 alle Bevölkerungsgruppen der Sowjet-
union [. . .] zusammenfasste.56  
 
Die Ortskartei wurde in sieben Bänden unter dem Titel Die deutschen Siedlungen in 
der Sowjetunion gedruckt. Weiterhin wurden ukrainische und russische Presseerzeug-
nisse ausgewertet und eine Kartei wichtiger Persönlichkeiten der Russlanddeutschen 
angelegt. Ein Ziel war es, deren „völkische Haltung“ zu überprüfen. Es wurden eine 
Kartei des „Schriftguts zum Russlanddeutschtum“ sowie eine Bibliothek eingerichtet. 
Diese wurde während des Krieges durch Raubgut des Sonderkommandos Künsberg 
ergänzt, das dem Auswärtigen Amt unterstand und vor allem in den besetzten Gebieten 
Ostmitteleuropas und der Sowjetunion systematisch Kunstschätze plünderte. Die 
„Sammlung Georg Leibbrandt“, die in der von Meynen geleiteten Geschäftsstelle der 
VFG in Berlin untergebracht war, erhielt mehr als 65 000 Bände als Beutegut aus der 
Ukraine, vor allem aus Kiewer Sammlungen.57 
——— 
53  Emil Meynen: Völkische Geographie, in: Geographische Zeitschrift, 1/1935, S. 435–441, 
hier S. 436. – Michael Fahlbusch: Emil Meynen, in: Haar, Fahlbusch, Handbuch [Fn. 8], 
S. 422–428. 
54  E[mil] Meynen: „Homework – Sammlung Georg Leibbrandt/Publikationsstelle Ost“, 10. De-
zember 1946, in: Institut für Länderkunde Leipzig. Nachlass Meynen, 781-7, fol. 633–644, 
hier fol. 633f. 
55  [Emil] Meynen: Die Sammlung Georg Leibbrandt, in: Probleme des Ostraumes [Fn. 1], 
S. 111–118, hier S. 113. – Martin Munke: Publikationsstelle Ost, in: Online-Lexikon [Fn. 2], 
2013, <ome-lexikon.uni-oldenburg.de/62681.html>. 
56  Julia Landau: Publikationsstelle Ost/Sammlung Georg Leibbrandt, in: Haar, Fahlbusch, Hand-
buch [Fn. 8], S. 486–496, hier S. 488. 
57  Ulrike Hartung: Raubzüge in der Sowjetunion. Das Sonderkommando Künsberg 1941–1943. 
Bremen 1997. – Anja Heuß: Die „Beuteorganisation“ des Auswärtigen Amtes. Das Sonder-
kommando Künsberg und der Kulturgutraub in der Sowjetunion, in: Vierteljahrshefte für Zeit-
geschichte, 45/1997, S. 535–556. 
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Die Tätigkeit von Leibbrandts langjährigem Bekannten Karl Stumpp während der deut-
schen Besatzung der Ukraine ist zuletzt ins Blickfeld der Forschung gerückt.58 Zwi-
schen 1941 und 1943 leitete Stumpp, der ebenfalls aus der Schwarzmeerregion stammte 
und u.a. beim Volksbund für das Deutschtum im Ausland (VDA) und am DAI Stuttgart 
tätig gewesen war, eine Einheit, welche die deutschen Siedlungen in der Ukraine kar-
tographisch und statistisch erfasste. Sie war direkt Leibbrandts Hauptabteilung Politik 
zugeordnet. In Stumpps Einheit wurde auch Wert auf „rassebiologische“ Ergebnisse 
gelegt. Sie erfasste systematisch „Mischehen“ und „fremdvölkische Ehen“. Ab Ende 
1942 wurden diese Angaben für die Einteilung der deutschstämmigen Bevölkerung in 
die Kategorien der Deutschen Volksliste genutzt.59 Die Berichte Stumpps lassen sich 
auch als „Chroniken der Ermordung der jüdischen Bevölkerung“60 lesen. Der Vergleich 
der demographischen Daten vom Zeitpunkt des Besuchs mit den Vorkriegsangaben 
zeigte, dass nach dem Durchzug der Wehrmacht und der Einsatzgruppen so gut wie 
immer kein jüdischer Mensch mehr am Leben war. 
Leibbrandts Einfluss im Ostministerium schwand. In den ständigen Auseinanderset-
zungen mit Erich Koch über die Besatzungspolitik konnte er sich nicht behaupten,61 in 
dem Maße, in dem er einen Ausgleich mit Himmler suchte, verlor er Rosenbergs Rü-
ckendeckung.62 Die „Sammlung Georg Leibbrandt“ wurde – unter der Bezeichnung 
„Publikationsstelle Ost“ – 1943 direkt der Abteilung VI des Reichssicherheitshauptam-
tes (RSHA) und damit der SS zugeordnet. Himmler war es endgültig gelungen, die 
Strukturen der „Volkstumsarbeit“ unter seine Kontrolle zu bringen. Leibbrandts Plan 
aus der Vorkriegszeit, die Russlanddeutschen als „Stoßtrupp“ gegen die Sowjetmacht 
einzusetzen, wurde nur in dem Maße realisiert, als einzelne Personen in Wehrmacht 
und Zivilverwaltung tätig wurden – und dort in starkem Maße an der Vernichtungspo-
litik beteiligt waren.63 Spezifische russlanddeutsche Interessen wurden kaum verfolgt. 
Trotz der vehementen Proteste Leibbrandts und zahlreicher seiner Mitarbeiter im RMO 
wurde etwa Transnistrien samt der Gegend um Odessa einer rumänischen Zivilverwal-
tung unterstellt, als „Belohnung“ für die Beteiligung am Überfall auf die Sowjetunion.64 
Als „Reichskommissar für die Festigung des deutschen Volkstums“ erhielt Himmler 
——— 
58  Fleischhauer, Das Dritte Reich [Fn. 37], S. 97–101. – Eric J. Schmaltz, Samuel D. Sinner: The 
Nazi Ethnographic Research of Georg Leibbrandt and Karl Stumpp in Ukraine, and Its North 
American Legacy, in: Holocaust and Genocide Studies, 14/2000, S. 28–64, bes. 34–42; auch 
in: Michael Fahlbusch, Ingo Haar (Hg.): German Scholars and Ethnic Cleansing, 1919–1945. 
Foreword by Georg G. Iggers. New York NY, Oxford 2005, S. 51–85. 
59  Fleischhauer, Das Dritte Reich [Fn. 37], S. 185–192. 
60  Landau, Publikationsstelle Ost [Fn. 56], S. 492. 
61  Vgl. Kochs Beschwerden über Leibbrandt in einem Memorandum vom 16.3.1943, in: IMT, 
Bd. 25, Dokument 192–PS, S. 255–287, bes. S. 260 f., 265 f., 280. – Leibbrandt, Erinnerungen 
[Fn. 9], S. 146–148. 
62  Piper, Rosenberg [Fn. 26], S. 562–565. 
63  Eric C. Steinhart: The Holocaust and the Germanization of Ukraine. New York, NY u.a. 2015. 
– Munke, Russland, Deutschland und Nordamerika [Fn. 48]. 
64  Herwig Baum: Varianten des Terrors. Ein Vergleich zwischen der deutschen und rumänischen 
Besatzungsverwaltung in der Sowjetunion 1941–1944. Berlin 2011. – Marianne Hausleitner, 
Brigitte Mihok, Juliane Wetzel (Hg.): Rumänien und der Holocaust. Zu den Massenverbre-
chen in Transnistrien 1941–1944. Berlin 2001.  
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auch in den besetzten Gebieten umfassende Rechte in Bezug auf die dortigen „Volks-
deutschen“.65 
Leibbrandt musste im Herbst 1943 auf Betreiben des „Reichsführers SS“ aus seinem 
Amt ausscheiden. Das Kriegsende erlebte er auf einem Etappenposten der Marine. 
Seine Selbstwahrnehmung und Selbstdarstellung als ein für die Vernichtungspolitik 
nicht mitverantwortlicher Bürokrat – von den auf der Wannsee-Konferenz behandelten 
Themen habe er sich „erschüttert“ gezeigt und sie gegenüber Rosenberg als „Wahn-
sinnspolitik“ bezeichnet66 – ist nicht plausibel: Die „volkstumspolitische“ Arbeit in der 
Ukraine war eine Tätigkeit im Rahmen des Nationalsozialismus und für die politischen 
und ideologischen Ziele des Regimes – mit all ihren mörderischen Konsequenzen, die 
daraus, ob intendiert oder nicht, erwuchsen. Und sie war eine Arbeit, die direkt auf 
jenen Bereich wissenschaftlich begründeten Erkenntnisinteresses zurückzuführen war, 
dem Leibbrandt sich verschrieben hatte. 
V. 
Anders als mancher Kollege erhielt Leibbrandt nach 1945 keine Gelegenheit mehr, sein 
„Expertenwissen“ weiterzugeben. Ein Verfahren gegen ihn vor dem Landgericht Nürn-
berg-Fürth gelangte zwar nicht zur Hauptverhandlung. Sein Versuch, eine Stelle im 
Auswärtigen Amt zu erhalten, scheiterte jedoch. Als Gewährsmann sollte ihm Otto 
Bräutigam dienen. Als dessen NS-Vergangenheit Mitte der 1950er Jahre öffentlich 
wurde, stellten beide ihre Bemühungen ein. Leibbrandt war zu dieser Zeit in Bonn als 
„Interessenvertreter“ für Wilhelmshaven und den Kreis Friesland aktiv. Danach wirkte er 
für die Salzgitter AG in der Bundeshauptstadt, wobei er internationale Aufträge für den 
Konzern einwarb. Privat widmete er sich der Geschichte des „Auslandsdeutschtums“ 
und war in der russlanddeutschen Landsmannschaft bis zu seinem Tod 1982 aktiv.67 
Misst man Leibbrandts Tätigkeit an seinen eigenen Ansprüchen, so ist er ein „geschei-
terter Experte“. Dies gilt etwa für das selbst formulierte Lebensziel, „dem deutschen 
Volk auf dem Wege über die Außenpolitik nützlich zu sein“68. Diesem Ziel konnte er 
nach 1945 nicht mehr nachgehen, ein zentrales biographisches Projekt konnte nicht er-
folgreich abgeschlossen werden.69 Seine Tätigkeit für das NS-Regime sah er zwar als 
die eines Mannes, der sich für ein hehres Ziel eingesetzt hatte: die Befreiung der Völker 
von bolschewistischer Herrschaft. Dabei hatte er trotz kleinerer „Erfolge“ seine Kon-
zepte nicht durchsetzen können. Er empfand sich als eine Person, die sich nichts vor-
zuwerfen hatte, ja selbst unter durchsetzungsstärkeren Protagonisten des NS-Regimes 
——— 
65  Götz Aly: „Endlösung“. Völkerverschiebung und der Mord an den europäischen Juden. Frank-
furt/Main 1998. 
66  Robert M.W. Kemper: Eichmann und Komplizen. Zürich u.a. 1961, S. 155–157. 
67  Georg Leibbrandt (Hg.): Hoffnungstal und seine Schwaben. Die historische Entwicklung einer 
schwarzmeerdeutschen Gemeinde, als Beispiel religiös bestimmter Wanderung und Siedlung 
und als Beitrag zur Geschichte des Russlanddeutschtums. Bonn 1980. – Munke, Russland, 
Deutschland und Nordamerika [Fn. 48]. – Munke, Georg Leibbrandt [Fn. 8], S. 221f. 
68  Leibbrandt, Erinnerungen [Fn. 9], S. 43. 
69  Stefan Zahlmann: Sprachspiele des Scheiterns. Eine Kultur biographischer Legitimation, in: 
Stefan Zahlmann, Sylka Scholz (Hg.): Scheitern und Biographie. Die andere Seite moderner 
Lebensgeschichten. Gießen 2005, S. 7–31, hier S. 11–13. 
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gelitten habe. Leibbrandt ist ein Repräsentant jener nationalsozialistischen Funktions-
elite, die im Nachhinein der „Illusion [erlag], selbst Opfer gewesen zu sein“.70 
Dies galt für ihn umso mehr, als eine Reihe seiner Weggefährten – etwa Bräutigam, 
Meynen und Stumpp – erfolgreich an frühere berufliche Tätigkeiten anknüpfen konn-
ten. Ihr Rat wurde auch nach 1945 gesucht: Bräutigam trat als Leiter der Ostabteilung 
erneut in das Auswärtige Amt ein, Meynen wurde Direktor des Instituts für Landes-
kunde der Bundesanstalt für Landeskunde und Raumforschung, und Stumpp war in lei-
tender Position bei der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland gefragter An-
sprechpartner für die Belange der Russlanddeutschen. Leibbrandt dagegen war schon 
lange vor dem Zusammenbruch des Naziregimes nicht mehr als Experte wahrgenom-
men worden. Dass seine Expertise nicht mehr benötigt wurde, zeigt noch während des 
Nationalsozialismus sein erzwungenes Ausscheiden aus dem Amt. Seinen Rat suchte 
niemand mehr. Ähnliche Kenntnisse der historischen Verhältnisse in der Ukraine und 
den dortigen deutschen Kolonien, ähnliche Kontakte in die Region wie er hatte kaum 
jemand. Doch dieses Spezialwissen verlor in dem Maße an Relevanz, als sich die Er-
oberungs- und Besatzungspraxis immer weiter von den Plänen Leibbrandts und des 
Ostministeriums entfernte – sofern sie für die erste Führungsebene des Regimes über-
haupt jemals als Möglichkeit in Betracht gezogen worden waren.  
Zwar hätte sich auch für Leibbrandt eine „ideologische Brücke“ in die Bundesrepublik 
angeboten: Der Antibolschewismus von gestern sollte nun unter dem Vorzeichen des 
beginnenden „Kalten Krieges“ als Antikommunismus die politische Kultur der Bun-
desrepublik prägen.71 Neben deutschen Behörden waren es vor allem US-amerikanische 
Einrichtungen und Geheimdienste, die auf solch „ideologisch geschultes“ Personal zu-
rückgriffen.72 Die stark völkisch orientierten Argumentationen Leibbrandts passten 
dazu allerdings kaum. Die Sonder- und Führungsrolle Deutschlands in Europa, die mit 
dem völkischen Denken verbunden gewesen war, war angesichts der beginnenden 
Westbindung des Landes zunehmend obsolet. Zudem war Leibbrandts Verstrickung in 
das NS-Regime durch die – während seiner Zeugenvernehmung im Wilhelmstraßen-
prozess thematisierte – Anwesenheit bei der Wannsee-Konferenz augenscheinlicher als 
bei anderen. Als „Experte“ galt Leibbrandt jetzt nur noch jenen Russlanddeutschen, die 
seine Publikationen und die Quellensammlungen der NS-Zeit weiter als neutrale histo-
rische Darstellungen lasen, mitunter gar bis heute lesen.73 
 
——— 
70  Alf Lüdtke: Funktionseliten – Täter, Mit-Täter, Opfer? Zu den Bedingungen des deutschen 
Faschismus, in: Ders. (Hg.): Herrschaft als soziale Praxis. Historische und sozial-anthropolo-
gische Untersuchungen. Göttingen 1991, S. 559–590, hier S. 590. 
71  Stefan Creuzberger, Dierk Hoffmann (Hg.): „Geistige Gefahr“ und „Immunisierung der Ge-
sellschaft“. Antikommunismus und politische Kultur in der frühen Bundesrepublik. München 
2014. 
72  Bernd Stöver: Die Befreiung vom Kommunismus. Amerikanische Liberation Policy im Kalten 
Krieg 1947–1991. Köln, Weimar, Wien 2002. 
73  Schmaltz, Sinner, Nazi Ethnographic Research [Fn. 58], S. 30f., 50–52. – Munke, Russland, 
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